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Indische Bauern, Bäuerinnen und LandarbeiterInnen führen einen massiven Kampf zur Aufhebung
von drei Agrargesetzen, die im September vom Parlament verabschiedet wurden und die ländliche
Wirtschaft deregulieren und weiter privatisieren. In diesem Kampf haben sie die Unterstützung der
indischen ArbeiterInnenklasse, die im November erneut ihren eigenen geschichtlichen Rekord für
den größten eintägigen Generalstreik brach.

Über 300.000 Bauern und Bäuerinnen und ihre UnterstützerInnen campierten an den Grenzen von
Neu-Delhi. Sie leisten Widerstand gegen die bauern-/bäuerinnenfeindlichen Gesetze von
Premierminister Narendra Modi. Am 26. Januar stieß ein Marsch mit Tausenden von Traktoren an
der Spitze in Delhi mit der Polizei zusammen, als die DemonstrantInnen die Absperrungen um das
historische Rote Fort (Festungs- und Palastanlage aus der Epoche des Mogulreiches, erbaut
1639–1648; d. Red.) durchbrachen. Modi hat versucht, die „Gewalt“ zu skandalisieren, um die
enorme öffentliche Unterstützung zu schwächen, die die Protestbewegung insbesondere seitens der
Gewerkschaften und der ArbeiterInnenklasse genießt.

Zur Zeit der Grünen Revolution in den 1950er und 1960eår Jahren führte die Regierung der
Kongresspartei einen garantierten „Mindeststützungspreis“ oder MSP ein, vor allem für Reis und
Weizen, die über von den Bundesstaaten betriebene Agrarmärkte, sogenannte Mandis, verkauft
wurden. Modi sieht in diesem System ein Hindernis für die vollständige Kapitalisierung der
Landwirtschaft und die Vertreibung der „überschüssigen“ Bevölkerung vom Lande. Es wurden
bereits Sonderwirtschaftszonen geschaffen, indem der Staat Land für die industrielle Entwicklung
an sich gerissen hat. Aber sie beinhalten auch Luxuswohnungen für die wachsende Mittelschicht des
Landes mit Golfplätzen und Privatgärten, wo einst Dörfer standen.

Modis Regime und die Hindutva-Ideologie

Dieser jüngste Kampf gegen Modis hindu-chauvinistische Regierung findet vor dem Hintergrund
einer zerstörten Wirtschaft und einer brutalen und schlecht geführten Reaktion auf die Pandemie
statt. Während der anfänglichen Abriegelung im März 2020 waren Zehntausende von
WanderarbeiterInnen gezwungen, Hunderte von Kilometern zu ihren Heimatdörfern zu laufen, da
jeglicher Transport gestoppt wurde. Die Arbeitslosigkeit schoss auf 24 % empor! Die Zahl der Covid-
Infektions- und der Todesfälle ist in die Höhe geschnellt, obwohl viele ungezählt bleiben, da mehrere
indische Bundesstaaten entgegen dem Rat der Weltgesundheitsorganisation (WHO) Verdachtsfälle
nicht in die endgültige Zählung einbeziehen.

Als Modis Regime 2014 gewählt wurde, wurde sein Sieg mit nur 30 % der Stimmen, aber einem
Erdrutschsieg an Sitzen dank des undemokratischen Mehrheitswahlrechts gesichert. Das
Großkapital gab Modi seinen Segen, weil es glaubte, dass er eine der am schnellsten wachsenden
Volkswirtschaften der Welt anführen könnte, um mit den Leistungen Chinas zu konkurrieren und
zum zweiten wirtschaftlichen Kraftzentrum Asiens zu werden.

Modis Hintergrund ist die Rashtriya Swayamsevak Sangh, (Nationale Freiwilligenorganisation;
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RSS), eine paramilitärische rechtsgerichtete hindu-nationalistische Gruppe, die über 50.000
Zweigstellen und Waffenausbildungslager hat. Sie entstand in den 1920er Jahren als eine
antibritische, aber streng hinduistische und anti-muslimische Gruppe. Stark von Mussolini und
Hitler beeinflusst, soll sie heute eine Mitgliederzahl von 5 bis 6 Millionen haben. Sangh Parivar
(Familie der Verbände) ist der Oberbegriff für eine Vielzahl von Hindu-Organisationen, die von der
RSS hervorgebracht wurden, wobei die Regierungspartei BJP ihre politische Vertreterin ist.

Die RSS basiert auf einer Ideologie der religiösen Vorherrschaft, Hindutva, die das
zweitbevölkerungsreichste Land der Erde mit einer Bevölkerung von 1,36 Mrd. Menschen in einen
verheerenden kommunalistischen Konflikt zu stürzen droht. Sie kämpft für einen Hindu Rashtra
(Hindu-Staatswesen) in einem Land mit 200 Mio. MuslimInnen und 30 Mio. Christen und verurteilt
diese zu einem Status zweiter Klasse, ebenso wie sie für eine verstärkte Unterdrückung von Dalits,
der indigenen Bevölkerung des Subkontinents, von Frauen und sexuellen Minderheiten eintritt. Als
Modi Ministerpräsident von Gujarat war, wurde er weithin beschuldigt, die antimuslimischen
Unruhen von 2002 geschürt zu haben, bei denen über 1.000 MuslimInnen ermordet wurden. Selbst
US-Präsident Bush (jun.) verweigerte ihm daraufhin die Einreise in die Vereinigten Staaten. Doch
Obama machte dies bald wieder rückgängig, nachdem Modi 2014 Premierminister wurde.

Hindutva verkörpert das geänderte BürgerInnenschaftsgesetz (Citizenship Amendment Act, CAA),
das 2019 verabschiedet wurde. Dieses erlaubt es MigrantInnen jeder anderen Religion als dem
Islam, indische StaatsbürgerInnen zu werden. In Kombination mit dem Nationalen
BürgerInnenregister könnte es die gesamte Grundlage der indischen StaatsbürgerInnenschaft
verändern und möglicherweise Millionen von MuslimInnen entrechten. Der Bundesstaat Assam mit
seiner großen Einwanderungsbevölkerung hat die Übung bereits hinter sich. Er ist einer der
ärmsten Staaten, in dem viele BürgerInnen keine Ausweispapiere haben und von Inhaftierung und
„Staatenlosigkeit“ bedroht sind. Schon jetzt sind viele Menschen, die in Assam geboren wurden, von
der Registrierung ausgeschlossen worden.

Die Reaktion auf diesen Angriff waren weit verbreitete Proteste in ganz Indien aus allen Schichten,
insbesondere an den Universitäten. Dies wurde mit Polizeibrutalität und Todesfällen von
DemonstrantInnen beantwortet. Im selben Jahr entzog Modi dem muslimischen Staat Jammu und
Kashmir die begrenzte Autonomie, die er hatte. Die indische Armee verstärkte ihre Besatzung, und
der Ausnahmezustand wurde ausgerufen. Proteste wurden brutal niedergeschlagen. In jüngster Zeit
haben acht Bundesstaaten Anti-Konversionsgesetze verabschiedet, die auf den so genannten
„Liebesdschihad“ abzielen und die Angst schüren, dass muslimische Männer die Ehe nutzen, um
Hindu-Frauen zum Islam zu bekehren, wodurch interreligiöse Ehen kriminalisiert werden.

Es ist wichtig, die wirklichen Elemente des Faschismus innerhalb der Sangh-Parivar-Bewegung und
der BJP zu erkennen. Es ist klar, dass die RSS auf eine lange Geschichte der Organisation von
Pogromen gegen MuslimInnen zurückblickt, sie ist eine paramilitärische Organisation und verfügt
über eine Massenbasis von „kulturellen“ und sportlichen Organisationen. Sie ist auch eng mit
staatlichen Kräften verbunden. Bei den letztjährigen Unruhen in Delhi handelte es sich überwiegend
um Angriffe auf muslimische Gebiete durch Hindu-Mobs, wobei es viele Berichte über die
Beteiligung der Polizei gab. Die meisten der 53 Toten waren Muslime, und der Auslöser scheint ein
BJP-Führer gewesen zu sein, der die Polizei aufforderte, die Straßen zu räumen, nachdem ein
Sitzstreik von Frauen gegen das CAA stattgefunden hatte.

Modis wirtschaftliche Strategie

Während dies charakteristisch für Modis Hindutva-Politik ist, war sein strategisches Ziel immer, den
indischen Kapitalismus entlang von Linien zu rationalisieren, die für das Großkapital akzeptabel
sind. Der Druck für Veränderungen entlang dieser Linien beschleunigte sich nach der globalen Krise



2008, was zu massiven Angriffen auf die ArbeiterInnenklasse und die Bauern-/Bäuerinnenschaft
führte. Dazu gehören vor allem die zahlreichen neuen Arbeitsgesetze, die darauf abzielen, große
globale Produktionsunternehmen nach Indien zu locken, insbesondere solche, die China meiden
wollen.

Es wurden gesetzliche Bestimmungen zu Löhnen, Arbeitsschutz, Arbeitsbeziehungen und sozialer
Sicherheit erarbeitet, die 44 bestehende Gesetze umfassen. Ein Beispiel ist ein neues Arbeitsgesetz,
das die sofortige Entlassung von bis zu 300 Arbeitskräften ohne weitere Erklärung und ohne
Zustimmung der Behörden erlaubt. Zuvor war diese Zahl auf 100 ArbeiterInnen festgelegt. Die
Gesetze beschneiden die Rechte der ArbeiterInnen, verlängern den Arbeitstag, öffnen den Weg für
weitere Privatisierungen und geben den Bossen mehr Freiheiten im Streben nach Profiten.

Neben diesen arbeiterInnenfeindlichen Gesetzen hat Modi seine Angriffe auf die arbeitende
Bevölkerung ausgeweitet, indem er die Bauern und Bäuerinnen ins Visier nahm. Die LandwirtInnen
fordern die Aufhebung von drei Gesetzen, die im vergangenen September verabschiedet wurden.
Die Gesetze erlauben es Konzernen, Ernten ohne Gebühren oder Steuern zu Marktpreisen
aufzukaufen und damit den von der Regierung festgelegten Mindeststützungspreis zu beenden. Dies
würde dazu führen, dass Konzerne Rohstoffe in unbegrenzten Mengen horten und dadurch die
Preise manipulieren können.

Ähnlich fordern die LandwirtInnen die Rücknahme des Stromänderungsgesetzes. Damit wird die
Versorgung der Bauern und Bäuerinnen mit kostenlosem Strom gestoppt. Sie fordern auch die
Aufhebung der Gesetzgebung, die eine Strafe von fünf Jahren Gefängnis oder eine Geldstrafe von 10
Millionen Rupien (114.000 Euro) für LandwirtInnen vorsieht, die keine Alternative zu der
traditionellen Art haben, ihre Felder mit Feuer zu roden. Diese Reformen haben bereits zu
steigenden Lebensmittelpreisen für die ArbeiterInnen geführt und die Notlage der Armen
verschlimmert, die ohnehin schon den größten Teil ihres Einkommens für Lebensmittel ausgeben.

Historische Generalstreiks

Die Antwort zahlreicher regionaler und gewerkschaftlicher Organisationen auf diese neuen
drakonischen Gesetze war der Aufruf zu einem Generalstreik am 26. November 2020, der zum
größten aller Zeiten geriet. Über 250 Millionen ArbeiterInnen und Bauern/Bäuerinnen schlossen
sich dem eintägigen Streik an und legten die Wirtschaft lahm. Es war der zweite Generalstreik in
diesem Jahr. ArbeiterInnen des öffentlichen und privaten Sektors schlossen sich zusammen mit
vielen bäuerlichen Gewerkschaften und StudentInnen, während im ganzen Land Demonstrationen
und Kundgebungen stattfanden.

Über 250 bäuerliche Organisationen, die im Allindischen Bauern-/Bäuerinnen-
Kampfkoordinationskomitee zusammengeschlossen sind, unterstützten den Generalstreik, und die
Gewerkschaften halfen bei der Mobilisierung der Bauern/Bäuerinnen „Chalo Delhi“ (Geh nach
Delhi!) am 26. und 27. November. Hunderttausende von Bauern und Bäuerinnen, die in 31
Gewerkschaften organisiert sind, schlossen sich diesem Marsch an, gestärkt durch Studierende und
TransportarbeiterInnen.

Anfang Dezember blockierten zwischen 150 und 300 Tausend die Hauptstadt Delhi, mit
Unterstützung von Kongress- und Kommunistischen Parteien. Polizei und paramilitärische Kräfte
haben den Marsch wiederholt angegriffen, mit Tränengas, Schlagstöcken und Wasserwerfern.

Viele der LandwirtInnen kommen aus dem Punjab (Pandschab) und Haryana, aber es gab Proteste
und Unterstützung von Bauern und Bäuerinnen aus dem ganzen riesigen Land, auch aus dem
westlichen Teil Uttar Pradeshs, aus Kerala und Tamil Nadu. Zwei Monate später kommen die Bauern



und Bäuerinnen und ihre Familien immer noch an. An den verschiedenen Grenzen Delhis wurden
Lager mit Langars (Gemeinschaftsküchen) eingerichtet. Über 50 Todesfälle sind zu beklagen,
aufgrund von Erkältung, Herzinfarkten und sogar Selbstmorden.

Trotz der Versuche der Regierung, die DemonstrantInnen als „TerroristInnen“, MaoistInnen oder
SeparatistInnen abzustempeln, hat die Bewegung ein erstaunliches Maß an Solidarität zwischen den
Gemeinschaften und Kasten gezeigt. Sie begann mit Sikh-Bauern/-Bäuerinnen und -ArbeiterInnen,
mobilisierte aber bald Hindus und MuslimInnen in ganz Indien. Die Hauptlosung des Marsches laute
„Kisan Mazdoor Ekta Zindabad“, es lebe die Einheit von Bauern/Bäuerinnen und ArbeiterInnen, was
auch die Solidarität zwischen den Jats, einer Gemeinschaft, die in Pandschab 25 Prozent der
Bevölkerung ausmacht, aber den größten Teil des Landes besitzt, und den Dalits (zur Kaste der
Unberührbaren zählend), die 32 Prozent der Bevölkerung Pandschabs stellen, aber nur 2,3 Prozent
des urbaren Bodens besitzen und meist LandarbeiterInnen sind, zum Ausdruck bringt. In der
Vergangenheit gab es scharfe Kämpfe zwischen Jats und Dalits um den Zugang zu kommunalem
Land.

Am 26. Januar 2021 fuhr ein riesiger Marsch, darunter Tausende von Traktoren und Motorrädern,
am Tag der Republik in Delhi ein und durchbrach die Polizeisperren, wobei einige in das berühmte
Rote Fort eindrangen. Die DemonstrantInnen kehrten in die Camps zurück, aber die Presse startete
eine hysterische Kampagne, in der die Bauern und Bäuerinnen für die Gewalt verantwortlich
gemacht wurden. Dies bereitet den Boden für einen staatlichen Angriff auf die Camps.

Nach dem Traktorenmarsch befahl die Landesregierung den DemonstrantInnen, das Lager in
Ghazipur (Stadt im Osten Uttar Pradeshs) zu räumen und schickte die Bereitschaftspolizei. Nach
einem Patt zog sich die Polizei zurück. Im Singhu-Lager (Dorf in Haryana nahe Delhi) griffen 200
Männer der Hindu Sena (Hindu-Armee), einer rechtsextremen Hindu-ChauvinistInnengruppe, die
Bauern und Bäuerinnen mit vermuteter Duldung der Polizei an, wurden aber von den Lagernden
zurückgeschlagen.

Offensichtlich nähert sich der Kampf einer kritischen Phase. Die Regierung hat die Verhandlungen
endlos in die Länge gezogen, in der Hoffnung, dass sich Demoralisierung und Müdigkeit einstellen.
Gerade jetzt ist es notwendig, dass die ArbeiterInnenklasse und ihre Gewerkschaften eine Führung
in dieser Krise anbieten; eine, die über eintägige Streiks und Solidaritätsbekundungen mit den
Bauern und Bäuerinnen hinausgeht. Es muss einen gemeinsamen und dauerhaften Widerstand
gegen die landwirtInnen- und arbeiterInnenfeindlichen Gesetze geben, kombiniert mit einem Kampf
gegen niedrige Löhne und die Auswirkungen der Pandemie.

Die Gewerkschaften müssen einen unbefristeten politischen Generalstreik organisieren, der die
Wirtschaft lahmlegen kann, bis Modi einlenkt. Gewerkschaften und bäuerliche Organisationen
sollten Aktionsräte am Arbeitsplatz und in den Dörfern/Bezirken einrichten, die einen solchen Streik
demokratisch organisieren und leiten können. Demokratische Gremien wie diese können aus den
riesigen Reserven der Wut auf Modi und die großkapitalistischen und multinationalen
LandräuberInnen schöpfen. Sie können zu einem Sammelpunkt gegen alle Formen der
Unterdrückung werden, einschließlich der durch Kaste und Nation. Sie können eine Barriere gegen
all jene sein, die kommunalistischen Hass schüren.

Angesichts der staatlichen Repression und der hindu-chauvinistischen Angriffe ist es unerlässlich,
dass eine angemessene Selbstverteidigung auf interkommunaler Basis organisiert wird. Wenn dies
geschieht, kann die Bewegung die bedingungslose Rücknahme von Modis Gesetzen und auch seiner
arbeiterInnenfeindlichen Maßnahmen erzwingen. Sie könnte dann in die Offensive gehen und sich
selbst aufmachen, um Modi zu stürzen und den Weg für eine ArbeiterInnen- und Bauern-
/Bäuerinnen-Regierung zu öffnen, die Indiens Industrie, Landwirtschaft und Dienstleistungssektor



auf demokratisch geplanter Basis entwickeln kann.


